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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Samuel Bendahan (ps, VD) a proposé l'introduction de licences globales pour certains
biens et services, citant notamment les biens culturels, les logiciels et les prestations
d'information. Il estime que des licences globales permettraient, à la fois de prendre en
compte les investissements initiaux conséquents et les coûts de reproduction
marginaux, mais également d'offrir un accès à l'ensemble de la population. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a rappelé que l'introduction de licences
globales avait été débattue dans la révision du droit d'auteur, mais que cette notion
avait été biffée du projet. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été étudié dans le délai imparti.

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Der Nationalrat überwies ein Postulat Hubmann (sp, ZH), welches den Bundesrat
ersucht, im Rahmen der gesamtschweizerischen Stop-Aids-Kampagne eine Kampagne
speziell für die Zielgruppe der heterosexuellen Männer durchzuführen. Hubmann
begründete dies damit, dass die Neuansteckungen mit dem HI-Virus zwar generell
rückläufig seien, dass sie aber gerade in der heterosexuellen Bevölkerung zugenommen
hätten. Eine Kampagne für Männer sei deshalb angebracht, weil es Situationen gebe, in
denen sich Frauen nicht aktiv schützen könnten, beispielsweise wenn ihnen die Männer
ihre gelegentlichen ausserpartnerschaftlichen Sexualkontakte verschweigen. 1

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Epidemien

In Zusammenhang mit den Schwierigkeiten bei der organisatorischen Vorbereitung der
Schweinegrippepandemie forderte ein Postulat Heim (sp, SO) den Bundesrat auf, einen
Bericht über das Verbesserungspotential für zukünftige Pandemien zu verfassen. Der
Bericht soll aufzeigen, warum es zu einer zeitlich verzögerten Zulassung von Impfstoffen
im Vergleich zum Ausland gekommen war, welche Lehren Bund und Kantone aus dem
Chaos der Impfstoffverteilung ziehen, wie die Schwierigkeiten beim
Informationsaustausch vermieden und die Führung und Koordination für zukünftige
Pandemien gestärkt werden können. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des
Bundesrates und nahm das Postulat an. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
LUZIUS MEYER

Die grosse Kammer nahm ein Postulat der grünen Fraktion an, welches vom Bundesrat
einen Bericht über zukünftige Massnahmen zur Vorbeugung und Bekämpfung von
Pandemien in der Schweiz fordert. Als Grundlage sollen dabei die Erfahrungen mit der
Schweinegrippe dienen. Der Bericht soll insbesondere die Akzeptanz, Wirksamkeit,
Effizienz, Kosten und Verhältnismässigkeit der getroffenen Massnahmen überprüfen. 3

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
LUZIUS MEYER

Mittels eines im Juni 2019 eingereichten Postulats wollte Claude Béglé (cvp, VD) den
Bundesrat beauftragen, die Schaffung eines Fonds, welcher die Forschung und
Entwicklung von neuen antimikrobiellen Wirkstoffen fördern soll, zu prüfen. Damit
beabsichtigte er, die in diesem Bereich ins Stocken geratene Forschung zu fördern –
etwas, was seiner Ansicht nach notwendig sei, um dem Resistenzproblem zu begegnen
und um die Bevölkerung vor einer Epidemie zu schützen. Nachdem der Bundesrat in
seiner Stellungnahme das Geschäft zur Ablehnung empfohlen hatte – unter anderem,
weil die Resistenzthematik auf supranationaler Ebene angegangen werden müsse und
nicht einfach durch neue Antibiotika gelöst werden könne –, lehnte der Nationalrat in
der Herbstsession 2019 das Postulat diskussionslos und stillschweigend ab. 4

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im Mai 2020 reichte die FDP.Liberale-Fraktion ein Postulat zur Gewährleistung der
Versorgung mit Medikamenten, Impfstoffen und medizinischem Material während der
Covid-19-Pandemie ein. Dazu sollte der Bundesrat das unentbehrliche Material in
einem Bericht definieren und Umsetzungsvorschläge zu dessen Sicherstellung in der
Not, etwa durch Stärkung der nationalen und europäischen Zusammenarbeit, durch
Leistungsaufträge, Pflichtlager oder ein zentrales Inventar, aufzeigen. In
Übereinstimmung mit einer ähnlichen Motion der SGK-SR (Mo. 20.3166) empfahl der
Bundesrat das Postulat zur Annahme. Stillschweigend folgte der Nationalrat dem Antrag
in der Herbstsession 2020. 5

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Die Einsetzung einer Expertengruppe zwecks Nachbearbeitung der Corona-Pandemie
und Erarbeitung der daraus zu ziehenden Konsequenzen forderte Marianne Binder-
Keller (cvp, AG) im Mai 2020 in einem Postulat. In ihrer Begründung verwies Binder-
Keller auf die Expertengruppe zur Aufarbeitung der Finanzkrise 2013. Denn während die
GPK allenfalls die Geschäftsführung der Verwaltung und der Regierung beurteile, solle
die Expertengruppe unter anderem eine Gesamtschau der Ereignisse und «eine Analyse
ihrer Konsequenzen auf die verschiedensten Bereiche des gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Lebens» liefern. Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme und
wollte dem Anliegen in einen Bericht nachgehen – allerdings erst nach Abschluss der
Pandemie. Stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat Binder-Keller in der
Herbstsession 2020 an. 6

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Barbara Gysi (sp, SG) forderte in einem im Sommer 2020 eingereichten Postulat eine
Aufarbeitung der Corona-Krise. Sie fügte sich damit in eine Reihe von ähnlichen
Vorstössen ein, wobei sie sich spezifisch auf die Alters- und Pflegeheime und
Wohnheime für Menschen mit Beeinträchtigungen konzentrierte. Der Bundesrat sollte
demnach etwa Fragen zur Vorbereitung der Heime auf die Pandemie, zur Umsetzung
ihrer Vorgaben, zur Situation des Personals oder zur Unterstützung der Heime durch
Bund und Kanton beantworten, die Auswirkungen der Massnahmen auf Bewohnerinnen
und Bewohner, Personal und die Qualität der Heime untersuchen sowie notwendige
Gesetzesanpassungen skizzieren. In ihrer Begründung verwies Gysi auf die grossen
Probleme der Heime, aber auch auf deren unterschiedlichen Erfolg, die es zu
untersuchen gelte. Nachdem der Bundesrat das Postulat zur Annahme empfohlen hatte,
folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2020 dieser Empfehlung stillschweigend. 7

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Anders als Barbara Gysi (sp, SG; Po. 20.3721), deren Postulat sich um die Aufarbeitung
der Situation der Alters- und Pflegeheime während der Corona-Pandemie drehte,
wollte Laurent Wehrli (fdp, VD) die Lage der älteren Personen während der Krise
insgesamt analysieren lassen. Hauptziel des Postulats war dabei, für eine allfällige
zweite Welle gewappnet zu sein, weshalb der Bericht in Erfüllung des Postulats vor
allem eine Analyse der organisatorischen und strukturellen Massnahmen, eine Liste des
notwendigen Materials sowie vorbereitende Massnahmen für eine zweite Welle
beinhalten sollte. Zusätzlich sollten im Bericht aber auch die
generationenübergreifenden Beziehungen und die Solidarität während der Krise sowie
beispielsweise die Kostenaufteilung bei den verschiedenen Massnahmen angesprochen
werden. Auch dieses Postulat nahm der Nationalrat in der Herbstsession 2020 mit
Zustimmung des Bundesrates stillschweigend an. 8

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Roland Fischer (glp, LU) forderte den Bundesrat mittels Postulat zu einer Analyse
darüber auf, wie die Aufgaben bezüglich des Umgangs mit der Covid-19-Pandemie
zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt wurden, um daraus potentielle gesetzliche
Anpassungen abzuleiten und somit für allfällige künftige Epidemien oder Pandemien
besser gewappnet zu sein. Dabei gelte es, das Subsidiaritätsprinzip und die fiskalische
Äquivalenz zu berücksichtigen, betonte Fischer. Die Bekämpfung von
Infektionskrankheiten wie Covid-19 bedürfe oftmals schneller Entscheidungen und
Massnahmen mit unmittelbarer Wirkung. Obwohl dies in föderalistischen Staaten
aufgrund der Koordination zwischen den verschiedenen Staatsebenen eine
Herausforderung darstelle, könne der Föderalismus durchaus auch eine Chance sein,
erklärte der Postulant. So könnten auf lokaler Ebene angezeigte notwendige
Massnahmen ergriffen werden, ohne dabei die national getroffenen Vorkehrungen
auszuschliessen. Dies bedinge allerdings klare Regelungen und Abläufe bezüglich der

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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bei einer Epidemie oder Pandemie geltenden Verteilung von Kompetenzen, Aufgaben
sowie der Finanzierung zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Als Leitplanken
dazu könnten die Grundsätze der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, wie
sie in der NFA-Reform festgehalten seien, herangezogen werden, argumentierte
Fischer. In seiner Stellungnahme empfahl der Bundesrat das Geschäft zur Annahme.
Der Nationalrat folgte diesem Antrag in der Wintersession 2020 stillschweigend. 9

Eine offizielle Gedenkfeier für die Covid-19-Opfer und ihre Angehörigen durch das
Schweizer Parlament forderten Greta Gysin  (gp, TI; Po. 21.3069) im Nationalrat und
Maya Graf (gp, BL; Po. 21.3079) im Ständerat mittels zweier Postulate. Die Gedenkfeier
solle zusammen mit der Landesregierung stattfinden und eine Möglichkeit bieten, den
annähernd 10'000 Opfer der Pandemie in der Schweiz, aber auch den Trauernden und
den Kranken «mit einem kollektiven Gedenken Respekt und unser Mitempfinden»
auszudrücken. Während das Büro-SR den Vorstoss von Maya Graf befürwortete, aber
auf die dafür notwendige Zusammenarbeit mit dem Bundesrat hinwies, lehnte die
Mehrheit des Büro-NR das Postulat Gysin ab.  Entsprechend zog Greta Gysin ihren
Vorstoss im Nationalrat zurück, nachdem der Ständerat das Postulat Graf in der
Sommersession 2021 stillschweigend angenommen hatte. 10

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Einen Bericht zu den Auswirkungen der Massnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie auf die Gesellschaft verlangte Heidi Z’graggen (mitte, UR) im März 2021 in
einem Postulat. So würden die volkswirtschaftlichen Folgen der Pandemie zwar breit
diskutiert, nicht aber die gesellschaftlichen, sozialen oder psychologischen
Auswirkungen. Besorgt zeigte sie sich vor allem wegen der Homeofficepflicht, dem
Fernunterricht, den Beschränkungen von Zusammenkünften oder dem sogenannten
Social distancing. In einem zweiten Schritt solle der Bundesrat zudem aufzeigen, ob und
wie die «allfälligen Auswirkungen der getroffenen Massnahmen geheilt werden sollen».
Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Annahme und schlug vor, die verschiedenen
Aspekte im Rahmen anderer bereits angenommener Postulate (Po. 21.3457; Po. 21.3234;
Po. 20.3297; Po. 20.3721; Po. 20.3724) anzugehen. In der Herbstsession 2021 nahm der
Ständerat das Postulat stillschweigend an. 11

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Sozialwerke – konkret auf die AHV, die IV und
die berufliche Vorsorge – wollte Alex Kuprecht (svp, SZ) im Juni 2020 vom Bundesrat in
einem Postulat untersuchen lassen. Daten zu den «erschwerten wirtschaftlichen
Umständen» durch die Covid-19-Pandemie seien für die laufenden Reformprojekte in
den Sozialversicherungen wichtig, begründete er seinen Vorstoss. Zwar werde die ALV
durch die Übernahme der Kosten der Kurzarbeitsentschädigung durch den Bund nicht
ausserordentlich stark belastet, die Auswirkungen auf die übrigen Sozialwerke durch die
eingeschränkten Beitragsflüsse etwa durch Long Covid (insbesondere auf die IV und die
Pensionskassen) müssten jedoch untersucht werden, betonte Hannes Germann (svp,
SH), der das Postulat von Ratspräsident Kuprecht in der Frühjahrssession 2021
begründete. Nachdem auch Bundesrat Berset das Vorhaben unterstützt hatte, nahm
der Ständerat das Postulat stillschweigend an. 12

POSTULAT
DATUM: 18.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Ein Postulat der nationalrätlichen WBK, das vom Bundesrat einen Bericht über die
mögliche zusätzliche Finanzierung des Istituto svizzero di Roma durch die Stiftung Pro
Helvetia nebst dem Bundesamt für Bildung und Wissenschaft (BBW) verlangt, wurde
vom Nationalrat entgegen einem Ablehnungsantrag Pfister (svp, SG) überwiesen. Die SVP
hatte sich laut Pfister nicht gegen das sich in finanziellen Schwierigkeiten befindende
Institut an sich wehren wollen, sondern gegen die Einforderung eines Berichtes, hinter
der sich die klare Forderung nach einem Erhalt des Instituts unter allen Umständen
verstecke – ein angesichts desolater Bundesfinanzen unannehmbares Vorgehen. Mit
finanziellen Schwierigkeiten kämpfte auch die Schweizerschule in Rom und sah sich
angesichts stetig wachsender Schülerinnen- und Schülerzahlen gezwungen, nach
zusätzlichen Räumlichkeiten zu suchen. Rund 410 Kinder und Jugendliche wurden im
Berichtsjahr an dieser Schweizerschule unterrichtet, wobei die Platznot immer öfter
die Ablehnung neuer Schülerinnen und Schüler zur Folge hatte. 13

POSTULAT
DATUM: 25.09.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Ständerätin Marianne Maret (mitte, VS) forderte im März 2021 in einem Postulat vom
Bundesrat, den Bericht von 2007 über die soziale Sicherheit der Kulturschaffenden in
der Schweiz zu aktualisieren und Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Die
laufende Pandemie habe aufgezeigt, in welch prekärer Lage sich viele Kulturschaffende
befänden, wobei Freischaffende sowie Personen mit befristeten Anstellungen ganz
besonders betroffen seien, erörterte die Mitte-Ständerätin. Dem stimmte auch
Bundesrat Alain Berset – welcher die Annahme des Postulates beantragte – zu, wobei er
betonte, dass die Pandemie diesen Umstand nicht verursacht habe. Vielmehr liege die
Problematik im Schweizer Sozialversicherungssystem, welches nicht auf flexible
Arbeitsverhältnisse, wie sie im Kultursektor dominieren, ausgerichtet sei. Dies führe zu
einem ungenügenden Schutz der Betroffenen. In Zukunft werde es das Ziel sein, das
System der Realität der Bevölkerung anzupassen und Lücken in der Sozialversicherung
zu schliessen. Die Erarbeitung dieses Berichts würde auf dem Bericht des BFS von
Oktober 2020 basieren und würde vom BAK übernommen, wobei dieses eng mit dem
BSV und dem SECO zusammenarbeiten würde, wie es bereits 2007 der Fall gewesen sei.
Das Postulat wurde im Ständerat stillschweigend und ohne weitere Diskussionen
angenommen. 14

POSTULAT
DATUM: 18.03.2021
SARAH KUHN

Kulturpolitik

Die Kinder- und Jugendliteratur soll ab 1991 besser gefördert werden. In Erfüllung
eines 1988 überwiesenen Postulats Hafner (sp, SH) überprüfte das BAK seine
Unterstützungspraxis und arbeitete neue Richtlinien des EDI aus. Dies gab der
Bundesrat bei der Behandlung einer als Postulat überwiesenen Motion Danuser (sp, TG)
bekannt, welche eine Erhöhung der entsprechenden Subventionen verlangt hatte. 15

POSTULAT
DATUM: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI

Die Pro Helvetia hatte im Berichtsjahr für ihre Arbeit 22 Mio Fr. zur Verfügung. Für die
Vierjahresperiode 1992 bis 1995 möchte sie ihre Bundessubventionen verdoppeln und
mit gesamthaft 168 Mio Fr. Projekte im In- und Ausland unterstützen können. Eine
entsprechende Eingabe an den Bundesrat wurde vom Stiftungsrat gutgeheissen.
Grössere finanzielle Abgeltung für die kulturelle Präsenz der Schweiz im Ausland
forderten auch einzelne Parlamentarier. Der scheidende Pro Helvetia-Präsident
Widmer (Idu, ZH) regte in einem überwiesenen Postulat an, der Bund möge die
Bedeutung des Swiss Institute in New York, welches in den nunmehr vier Jahren seines
Bestehens ausschliesslich auf die Spenden Privater und der Wirtschaft angewiesen war,
durch die Entrichtung regelmässiger Beiträge anerkennen. Eine grosszügigere
materielle Abgeltung der Aktivitäten des Europäischen Kulturzentrums in Genf verlangte
eine als Postulat überwiesene Motion Pini (fdp, TI). 16

POSTULAT
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI
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Der Ständerat überwies ein Postulat Cottier (cvp, FR), das den Bundesrat ersucht,
Massnahmen zum Schutz von Kulturgütern vor allem baulicher Art, die durch den
zunehmenden Schadstoffgehalt der Atmosphäre gefährdet sind, zu prüfen. In seiner
Stellungnahme verwies Bundespräsident Cotti auf die Arbeiten des Nationalen
Forschungsprogramms (NFP) 16 ("Methoden zur Erhaltung von Kulturgütern") und auf
die internationalen Bestrebungen in diesem Bereich und versprach, das finanzielle
Engagement des Bundes im Kulturgüterschutz substantiell zu erhöhen. In Beantwortung
einer Interpellation Nabholz (fdp, ZH) unterstrich er, dass das dem Natur- und
Heimatschutzgesetz zugrundeliegende Subsidiaritätsprinzip ihm nur eine sehr
zurückhaltende Eingriffspolitik erlaube. 17

POSTULAT
DATUM: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI

Das Parlament hatte in den ersten Monaten des Jahres noch einmal signalisiert, dass es
die Ratifizierung dieses Unesco-Abkommens als dringlich erachtet. Im Anschluss an
die Beratungen über den Kulturförderungsartikel verabschiedeten beide Kammern
praktisch diskussionslos ein Postulat ihrer jeweiligen Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur, welches den Bundesrat auffordert, umgehend die Konvention zu
unterzeichnen und die rechtlichen Bestimmungen zu erlassen, um den Verlust von
nationalem Kulturgut zu verhindern sowie ausländische Staaten bei der Wahrung ihres
kulturellen Erbes zu unterstützen. 18

POSTULAT
DATUM: 18.03.1993
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Keller (sd, BL), welche den Bundesrat beauftragen wollte, nationale und
internationale Bestrebungen zur Zusammenführung von Kulturgütern zu fördern und
zu unterstützen, wurde vom Nationalrat auf Antrag des Bundesrates, der auf seine nach
wie vor mangelnde Kompetenz in Kulturfragen verwies, lediglich als Postulat
überwiesen. 19

POSTULAT
DATUM: 18.06.1993
MARIANNE BENTELI

Mit einem diskussionslos überwiesenen Postulat forderte Nationalrat Duvoisin (sp, VD)
den Bundesrat auf, angesichts der im Vorjahr in der Volksabstimmung erfolgten
Ablehnung eines Kulturförderungsartikels in der Bundesverfassung einen Bericht
vorzulegen, welcher über die künftige Kulturpolitik des Bundes Auskunft gibt. Dieser
soll insbesondere darlegen, welche Ziele der Bundesrat auf der Grundlage der
geltenden Verfassung verfolgen will, welchen Bereichen er Priorität zu geben gedenkt
und ob er allenfalls in Gebieten, die ihm nicht mehr vordringlich erscheinen, sein
kulturelles Engagement stufenweise abbauen wird. 20

POSTULAT
DATUM: 25.09.1995
MARIANNE BENTELI

Mit einem überwiesenen Postulat Loeb (fdp, BE) wurde der Bundesrat ersucht zu
prüfen, ob neben den in der deutschen Schweiz von der UNESCO bereits anerkannten
Weltkulturgütern (St. Galler Stift, Kloster Müstair (GR) und Berner Altstadt) nicht auch
Baudenkmäler der französischen und italienischen Schweiz zur Anerkennung bei der
Unesco angemeldet werden könnten. 21

POSTULAT
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Suter (fdp, BE), welches die Landesregierung
ersucht, die Schaffung einer eidgenössischen Akademie der musischen Künste zu
prüfen. 22

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Ständerat ein Postulat Bieri (cvp,
ZG), welches verschiedene Vorgaben zur Ausgestaltung des geplanten
Kulturförderungsgesetzes, insbesondere zur Zusammenarbeit zwischen Bund,
Kantonen und Gemeinden sowie zur Unterstützung der Musikausbildung formulierte
und für die Kulturpolitik moderne Strukturen, eine klare Basis für die Förderung und
einen effizienten Einsatz der knappen Mittel verlangte. Mitte Jahr gab der Direktor des
BAK bekannt, dass sich die Eröffnung der Vernehmlassung zum Kulturförderungsgesetz
um mindestens ein Jahr verzögert, da verschiedene Aspekte des Gesetzeswerks noch
vertieft abzuklären seien; zudem zwängen Finanzdruck und Strukturprobleme zur
Definition einer neuen internen Strategie. Bundesrat Couchepin nahm die Behandlung
des Postulats zum Anlass, um aus seiner Sicht klarzustellen, wer im Bundesrat letztlich
für die kulturelle Arbeit der Schweiz im Ausland zuständig ist, nämlich sein EDI, und
nicht etwa das EDA. Ins Visier nahm Couchepin vor allem die DEZA, aber auch das neue

POSTULAT
DATUM: 21.09.2004
MARIANNE BENTELI
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Kompetenzzentrum für Kulturaussenpolitik im EDA. 23

Im März 2015 beauftragte Jacqueline Fehr (sp, ZH) den Bundesrat mit der Erstellung
eines Berichtes, in welchem dieser das Potenzial der Schweizer Game-Industrie für
Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft aufzeigen solle. In erster Linie solle geklärt
werden, in welchem Rahmen politische Einflussnahmen innerhalb des
Entwicklungsprozesses in dieser Branche greifen sollen. Zudem sollen internationale
Vergleiche – insbesondere mit Kleinstaaten wie den Niederlanden oder auch den
skandinavischen Ländern sowie Deutschland und Kanada – dabei helfen, die Situation in
der Schweiz richtig einordnen zu können. 
Auch wenn Pro Helvetia mit der Schwerpunktsetzung im Bereich der "digitalen Kultur"
in den vergangenen Jahren massiv dazu beigetragen habe, dass die Schweizer
Produktionen mitunter auch mit internationalen Auszeichnungen überhäuft wurden,
fehle es im internationalen Vergleich noch immer an zusätzlicher Förderung und
Investitionsanreizen. Daher müsse man sich diesbezüglich zunächst mit Fragen
auseinandersetzen, welche sich unter anderem auch auf standort-, bildungs- oder
steuerpolitische Bereiche beziehen.
Der Bundesrat beantragte dem Nationalrat die Annahme des Postulats, wobei er nicht
versäumte darauf zu verweisen, dass die aufgeworfenen Fragen sehr umfassend seien,
weshalb man sich auf einige zentrale Punkte beschränken müsse. In diesem Sinne
könne beispielsweise ein umfassender internationaler Vergleich nicht angestrebt
werden, da dieses Vorgehen schlichtweg die Möglichkeiten der Verwaltung übersteigen
würde. Der Nationalrat kam dem Antrag des Bundesrates nach und nahm das Postulat
diskussionslos an. 24

POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
MELIKE GÖKCE

Die Förderung der informellen politisch-kulturellen Bildung stelle einen essentiellen
Bestandteil einer funktionsfähigen Demokratie dar und sensibilisiere für ein
gesondertes Bewusstsein über die systemische Fragilität dieser Errungenschaft.
Kulturelle Bildung trage dazu bei, die Komplexität der Realität auf ein Wesentliches
herunterzubrechen, und fördere das kritische Denken bei jungen Bürgerinnen und
Bürgern. Gerade deshalb müsse die Kulturpolitik im Fokus der Bemühungen stehen,
ebendiese Jugend vor Radikalisierung, Populismus und nationalistischen Ideen zu
schützen, so die Begründung des Postulats Marti (sp, ZH). Wie die Nationalrätin in der
Sommersession 2019 ihren Ratskolleginnen und -kollegen eröffnete, würde ihr
eingereichter Vorstoss zur Einführung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins
zwar «die Welt nicht verändern, aber vielleicht einigen eine neue Welt eröffnen». Die
Idee dahinter ist es, jeder Einwohnerin und jedem Einwohner  der Schweiz zum 16.
Geburtstag einen Kulturgutschein zu schenken, der die Inhaberinnen und Inhaber
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zum Bezug eines breitgefächerten kulturellen
Angebotes berechtigt und dessen Geldwert noch zu definieren wäre. Da der Gutschein
allen Jugendlichen zugutekomme, auch jenen aus bescheidenen finanziellen
Verhältnissen, würde dieser auch einen Beitrag zur Chancengleichheit leisten. 
In seiner Stellungnahme hatte der Bundesrat darauf verwiesen, dass er um die
gesellschaftliche Bedeutung einer breiten kulturellen Teilhabe wisse und diese daher
auch als eine der drei zentralen Handlungsachsen der Förderperiode 2016–2020
definiert habe. Insofern nehme das Anliegen einen wichtigen Bestandteil der
Kulturpolitik auf. Die Umsetzbarkeit des Postulats stellte er dennoch in Frage, da mit
sehr hohen Kosten, einem hohen Verwaltungsaufwand und erheblichen Streuverlusten
zu rechnen sei. Des Weiteren verwies er darauf, dass ein Grossteil der
Kulturinstitutionen kantonal bzw. kommunal unterhalten würden und für die
angesprochene Altersgruppe – da sich diese zumeist noch in Ausbildung befinde –
grundsätzlich ermässigte Eintritte erhältlich seien.
Im Nationalrat schien man der gleichen Auffassung zu sein wie der Bundesrat: Mit 128
zu 48 Stimmen (keine Enthaltungen) wurde der Vorstoss abgelehnt. 25

POSTULAT
DATUM: 05.06.2019
MELIKE GÖKCE

Mit einem Postulat Stöckli (sp, BE) wurde vom Bundesrat ein Bericht zu den
Auswirkungen der fortschreitenden Urbanisierung auf das kulturelle Angebot und die
Kulturförderung in der Schweiz gefordert. In Kooperation mit den Kantonen, Städten
und Gemeinden soll ein Überblick über die Entwicklungen der vergangenen Jahre
gegeben und der Beitrag der Kulturförderung zur Verbesserung und Wahrung des
Austausches zwischen unterschiedlichen Funktionalräumen sowie kulturellen
Ausdrucksformen aufgezeigt werden. Der Bundesrat hatte an diesem Anliegen nichts
auszusetzen, da es seines Erachtens relevante Fragen aufgreife, die in direktem

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
MELIKE GÖKCE
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Zusammenhang mit der Kulturförderung und dem Anliegen der Kulturbotschaft stünden
und beantragte daher die Annahme des Vorstosses. Dieser Aufforderung kam der
Ständerat in der Herbstsession 2019 stillschweigend nach. 26

So zahlreich die Themenvielfalt in der Politik ist, so schwer ist es auch, stets eine
trennscharfe Unterscheidung der themenspezifischen Verwaltungszuständigkeiten
vorzunehmen. Zwei Politikbereiche, die offensichtlich solche Schnittstellen
begünstigen, stellen die Bildung und die Kultur dar; seien sie doch «quasi zweieiige
Zwillinge», wie Nationalrätin Quadranti (bdp, ZH) zu argumentieren wusste. Daher
erbitte sie den Bundesrat, in einem Postulat aufzuzeigen, welche Massnahmen ergriffen
werden können, damit Sachfragen, die sowohl im einen als auch im anderen
Politikbereich angesiedelt sind, durch beide Verwaltungseinheiten (SBFI und BAK)
zugleich gelöst werden könnten. So zeige sich die Problematik der bisherigen Praxis
beispielsweise deutlich in der Umsetzung des Art. 67a BV «Musikalische Bildung»:
Obschon der Artikel auf die Bildung fokussiere, werde dessen gesetzliche Umsetzung im
Rahmen des KFG und damit durch das BAK geregelt, was folglich lediglich den
Kulturaspekt, nicht aber den Bildungsaspekt berücksichtige. Da dieses «Entweder-
Oder» nicht zeitgemäss sei und oft auch beste Lösungen verhindere, müsse nun eine
Möglichkeit geschaffen werden, wie solche Themenbereiche zwei Ämtern zugeteilt
werden könnten. 
Der Bundesrat befürwortete den Vorstoss und teilte mit, dass er die Frage der
Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK im Rahmen der Kulturbotschaft 2021–2024
beantworten werde. Auch im Nationalrat schien es keine Einwände zu geben, wurde das
Postulat doch stillschweigend angenommen. 27

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
MELIKE GÖKCE

Im Rahmen des Bundesratsentwurfs zur Kulturbotschaft 2021–2024 war das Postulat
Quadranti (bdp, ZH), mit dem Massnahmen zur zeitgleichen Lösung von Sachfragen im
Kultur- und Bildungsbereich sowohl durch das BAK als auch durch das SBFI verlangt
wurden, zur Abschreibung beantragt worden. In der Herbstsession 2020 ging jedoch
ein Minderheitsantrag Locher Benguerel (sp, GR) gegen diesen Antrag ein, weil der
Bundesrat zum einen noch keine konkreten Massnahmen aufgezeigt habe – zumal man
vergeblich nach einem adäquaten Bericht zum Postulat suche, wie die
Minderheitensprecherin betonte – und das Postulat zum anderen effektiv ein
bedeutendes Problem aufgreife, für das es noch keine Lösung gebe. Im Nationalrat
sprach man sich aber dennoch mit 118 zu 72 Stimmen bei einer Enthaltung für die
Abschreibung der Vorlage aus. 28

POSTULAT
DATUM: 07.09.2020
MELIKE GÖKCE

Mit einem Postulat forderte SP-Nationalrätin Laurence Rielle Fehlmann (sp, GE) im Juni
2021 den Bundesrat dazu auf, zu überprüfen, ob die Möglichkeit zu einem Verbot der
Datenbeschaffung bei gekauften Videospielen bestehe, insbesondere wenn diese von
Kindern benutzt würden. So würden die Benutzerinnen und Benutzer zu Beginn eines
Spiels nach verschiedenen Informationen, wie geographischen Angaben, Daten zu ihrer
Identifikation und teils gar nach biometrischen Daten, gefragt. Diese Informationen
würden dann in Japan oder in den Vereinigten Staaten gespeichert und könnten, sobald
sie diese Server einmal erreicht hätten, nicht mehr einfach so gelöscht werden, selbst
wenn die Einwilligung zur Nutzung ihrer Daten von den Benutzenden zu einem späteren
Zeitpunkt entzogen würde. Der Bundesrat hatte das Postulat zur Ablehnung empfohlen,
da der Weg über ein generelles Verbot nicht zielführend sei. Vielmehr sei es zentral, die
Daten der Kinder «unter Berücksichtigung ihrer besonderen Bedürfnisse zu bearbeiten
und sie angemessen darüber aufzuklären». Dies sei bereits mit der Stärkung des
Datenschutzrechts, welches im September 2020 vom Parlament verabschiedet worden
war, geschehen. Zusätzlich sei unter anderem das BSV seit 2011 dabei, Eltern, Lehr- und
Betreuungspersonen über die Plattform «Jugend und Medien» über die Gefahren und
Chancen des Internets aufzuklären. 
Auf Grund neuer Entwicklungen zog Rielle Fehlmann ihr Postulat wieder zurück, wie
sie in der Sondersession 2023 bekannt gab. So wurde seither etwa im neuen
Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele (JSFVG)
geregelt, dass Daten von Minderjährigen nur zur Alterskontrolle benutzt werden dürfen.
Zudem wurde ein Postulat «zum Schutz vor Zusatzfunktionen in Videospielen» im
Nationalrat gutgeheissen, womit der Bundesrat beauftragt wurde, Mikrotransaktionen,
die Spielende zu weiteren In-App Käufen bewegen sollen, sowie deren Suchtpotenzial,
besser zu beleuchten. 29

POSTULAT
DATUM: 01.09.2021
SARAH KUHN
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Urheberrecht

In einem Postulat bat Ständerat Petitpierre (fdp, GE) den Bundesrat zu prüfen,
inwiefern eine Erhebung von Urheberrechtsgebühren für die Aufführung von Werken,
die Allgemeingut geworden sind, unter der Bedingung ins Auge gefasst werden könnte,
dass die resultierende Entschädigung karitativen Zwecken zugute kommt. Konkret ging
es um den 1991 vom weltberühmten Geiger Lord Yehudi Menuhin ins Leben gerufenen
"Fonds Mozart" zur Finanzierung von Aktivitäten, die dazu bestimmt sind, das Leiden in
der Welt zu mindern und zu verhindern. In seiner Antwort verwies Bundesrat Koller
darauf, dass auch in anderen europäischen Ländern die Möglichkeit der Einführung
eines "domaine public payant" zugunsten der Allgemeinheit diskutiert werde. Er war
bereit, das Postulat entgegenzunehmen, worauf es diskussionslos überwiesen wurde. 30

POSTULAT
DATUM: 03.10.1994
MARIANNE BENTELI

Musik

In der Sommersession 2021 forderte Baptiste Hurni (sp, NE) mittels eines Postulats den
Bundesrat dazu auf, die Datenlage über den Schweizer Musiksektor auszubauen.
Genauer wollte er Statistiken über die Bedeutung der Schweizer Musikwirtschaft, den
Konsum von inländisch und ausländisch produzierter Musik in der Schweiz, sowie zum
Einkommen von Personen, die im Musiksektor tätig sind. Weiter forderte er eine
Analyse von potenziellen nationalen Lösungen, damit ein angemessenes Einkommen
sowie die Förderung der Schweizer Musikproduktion erreicht werden können – dies
beispielsweise durch die Einführung von Steuern für Streaming-Plattformen oder
Quoten für Schweizer Musik. Zuletzt verlangte er, dass internationale Debatten zu
diesem Thema bekannt und die Rolle der Schweiz im internationalen Kontext
untersucht werden.
Obwohl dieser Wirtschaftszweig seit 2015 stetig gewachsen sei, seien es hauptsächlich
die digitalen Giganten wie Spotify oder Apple Music, die profitieren würden, wie der
Sozialdemokrat sein Anliegen in der Wintersession 2021 begründete. Ein Musiker oder
eine Musikerin verdiene pro Lied, das gespielt werde, nur 0.39 Rappen; damit müsste
der Song rund eine Million Mal pro Monat gehört werden, damit ein Gehalt von CHF
4'000 erreicht werde. Dies sei für viele Schweizer Künstlerinnen und Künstler
unmöglich zu erreichen, insbesondere in einem kleinen Land wie der Schweiz, welches
zusätzlich in drei Kulturräume unterteilt sei.
Philippe Nantermod (fdp, VS) bekämpfte das Postulat mit dem Argument, dass der
Musikmarkt gut funktionieren würde, weshalb ein staatliches Eingreifen nicht
gerechtfertigt sei. Ausserdem würden die Streaming-Dienste die Musikschaffenden
nicht schlechter, sondern gar besser stellen. So seien die Jahre der Online-Piraterie ein
ernsthaftes Problem gewesen, welches den Musikmarkt stark geschädigt habe. Das
Streaming Angebot habe dem erfolgreich entgegengewirkt und den Künstlerinnen und
Künstlern wieder ein Einkommen verschafft, welches vergleichbar sei mit jenem vor der
Einführung des Internets. Statt neue Gesetze auf Bundesebene zu erlassen, sei es
zielführender, sich zu fragen, wieso keiner dieser Streaming-Dienste einen Sitz in
Europa habe.
Kulturminister Berset entgegnete der Argumentation von Nantermod, dass es bei
diesem Postulat nicht darum gehen würde, direkte Massnahmen zu ergreifen oder
einen Gesetzesentwurf zu erarbeiten. Er fordere lediglich die momentane Lücke in der
Datenlage im Musiksektor zu füllen, damit solche Diskussionen auf objektiver Basis
geführt werden können. Bersets Empfehlung, das Postulat anzunehmen erhielt jedoch
kein Gehör: Die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen,
welche sich für Annahme aussprachen, konnten sich gegen die ebenfalls geschlossen
stimmenden Fraktionen der FDP.Liberalen und der SVP, zuzüglich einer
grossmehrheitlichen Opposition der Mitte-Fraktion, nicht durchsetzen. Das Postulat
wurde im Nationalrat mit 102 zu 82 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. 31

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
SARAH KUHN
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Film

Die Räte überwiesen inhaltlich gleichlautende Postulate Iten (fdp, ZG) und Loeb (fdp,
BE), welche den Bundesrat einladen, die Aus- und Weiterbildung der Filmberufe durch
das Bereitstellen der notwendigen finanziellen Mittel zu unterstützen. 32

POSTULAT
DATUM: 19.06.1991
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Ebenfalls unter dem Eindruck des EWR-Neins hatten zwei welsche Abgeordnete,
Nationalrat Comby (fdp, VS) und Ständerat Roth (cvp, JU), analoge Motionen
eingereicht, in denen sie verlangten, die Schweiz solle der Agence de coopération
culturelle et technique (ACCT) beitreten, um so einer drohenden internationalen
Isolierung entgegenzuwirken. Die ACCT ist die einzige ständige zwischenstaatliche
Organisation der frankophonen Länder und ein wichtiges Arbeitsinstrument der
Frankophonie-Gipfeltreffen, an denen die Schweiz seit 1989 teilnimmt. Der Bundesrat
zeigte sich dem Vorstoss gegenüber wohlwollend aufgeschlossen, wollte sich jedoch
weder materiell noch zeitlich binden lassen und beantragte Umwandlung in Postulate,
was im Einvernehmen mit den Motionären von beiden Kammern angenommen wurde. 33

POSTULAT
DATUM: 27.04.1993
MARIANNE BENTELI
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